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ANHANG 

Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung über die Übermittlung personenbezogener Daten 

zwischen der Europäischen Kommission und der Türkischen Agentur für Arzneimittel und 

Medizinprodukte 

 

Die Europäische Kommission („übermittelnde Behörde“) und die Türkische Agentur für Arzneimittel 

und Medizinprodukte (im Folgenden „empfangende Behörde“) sollten gemeinsam nach Treu und 

Glauben die in dieser Verwaltungsvereinbarung („Vereinbarung“) festgelegten Garantien für die 

Übermittlung personenbezogener Daten zwischen ihnen umsetzen. 

Die Behörden erkennen an, dass dem Schutz personenbezogener Daten und soliden 

Datenschutzregelungen große Bedeutung zukommt. 

Die Übermittlung personenbezogener Daten aus der Europäischen Union an Drittländer kann auf der 

Grundlage von Bestimmungen erfolgen, die gemäß Artikel 48 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung 

(EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz 

natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen 

und sonstigen Stellen der Union, zum freien Datenverkehr und zum freien Datenverkehr und zur 

Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses 1247/2002/EG17 (im Folgenden 

„Verordnung 2018/1725“) in Verwaltungsvereinbarungen aufzunehmen sind. 

Die Behörden berücksichtigen den einschlägigen Rechtsrahmen für den Schutz personenbezogener 

Daten im Hoheitsbereich jeder Behörde und erkennen an, dass einem regelmäßigen Dialog zwischen 

der Europäischen Kommission und dem Europäischen Datenschutzbeauftragten („EDSB“), der 

Türkischen Agentur für Arzneimittel und Medizinprodukte („TITCK“) und dem türkischen 

Datenschutzausschuss große Bedeutung zukommt. 

Die Behörden beabsichtigen, personenbezogene Daten zu verarbeiten, um den ihnen übertragenen 

öffentlichen Auftrag zu erfüllen und die ihnen übertragene öffentliche Gewalt auszuüben und die 

einschlägigen rechtlichen Verpflichtungen gemäß der Verordnung (EU) 2017/745 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 5. April 2017 über Medizinprodukte, zur Änderung der Richtlinie 

2001/83/EG, der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 und der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 sowie zur 

Aufhebung der Richtlinien 90/385/EWG und 93/42/EWG des Rates (im Folgenden „MDR“)18 in der 

geänderten Fassung und der Verordnung (EU) 2017/746 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 5. April 2017 über In-vitro-Diagnostika und zur Aufhebung der Richtlinie 98/79/EG und des 

Beschlusses 2010/227/EU der Kommission („IVDR“)19 in der geänderten Fassung einzuhalten. 

Die Behörden sollten für eine effiziente Zusammenarbeit zwischen ihnen sorgen und dabei im 

Einklang mit ihren in den geltenden sektoralen Gesetzen festgelegten Mandaten handeln. Dies soll 

den Informationsaustausch zwischen den Akteuren des Sektors, den zuständigen nationalen Behörden 

und der Kommission in den Sektoren Medizinprodukte und In-vitro-Diagnostika über die 

Europäische Datenbank für Medizinprodukte („Eudamed“) im Sinne von Artikel 33 und 

Korrelationen der MDR oder, wenn Eudamed zu dem in Artikel 123 Absatz 3 Buchstabe d der 
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Verordnung über Medizinprodukte bzw. Artikel 113 Absatz 3 Buchstabe f der Verordnung über In-

vitro-Diagnostika festgelegten Zeitpunkt nicht voll funktionsfähig ist, über alternative administrative 

und technische Regelungen ermöglichen, die angewandt werden, um den Austausch von Eudamed 

betreffenden Informationen zu erleichtern. 

Die Rolle der Kommission als für Eudamed und seine elektronischen Systeme Verantwortlicher ist 

in Artikel 33 MDR festgelegt. 

I. Zweck und Anwendungsbereich 

Zweck dieser Vereinbarung ist es, die Behörden in die Lage zu versetzen, personenbezogene Daten 

im Einklang mit den geltenden rechtlichen Bestimmungen und den geltenden sektoralen 

Rechtsvorschriften zu übermitteln. Die Übermittlung personenbezogener Daten im Rahmen dieser 

Vereinbarung ist auf Übermittlungen zwischen der Europäischen Kommission und der Türkischen 

Agentur für Arzneimittel und Medizinprodukte in ihrer Eigenschaft als Behörden und 

Regulierungsbehörden von Medizinprodukten und In-vitro-Diagnostika über Eudamed oder 

erforderlichenfalls im Wege alternativer administrativer und technischer Vereinbarungen beschränkt. 

Die Behörden sind verpflichtet, bei der Wahrnehmung ihrer jeweiligen Regulierungsbefugnisse und 

-aufgaben über geeignete Garantien für die Verarbeitung solcher personenbezogenen Daten zu 

verfügen und im Einklang mit dieser Vereinbarung zu handeln. 

Zu den von dieser Vereinbarung betroffenen Personen gehören natürliche Personen, die 

Wirtschaftsbeteiligte vertreten (Hersteller, Bevollmächtigte, Einführer, Hersteller von Systemen und 

Behandlungseinheiten), für die Einhaltung der Regulierungsvorschriften zuständige Personen, 

benannte Stellen, Sponsoren, Prüfer, rechtliche Vertreter, Expertengremien, Mitglieder von Ethik-

Kommissionen, zuständige nationale Behörden und Mitarbeiter der Kommission. Die Kategorien der 

verarbeiteten personenbezogenen Daten betreffen die Identifizierung und die Kontaktdaten der 

betroffenen Personen und umfassen Vorname, Nachname, Telefonnummer, Straße, Stadt, 

Postleitzahl, Land und E-Mail-Adresse sowie bei klinischen Prüfern Angaben zu 

Berufsqualifikationen. 

Die Arten der Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen dieser Vereinbarung umfassen 

hauptsächlich die Erfassung und Speicherung in Servern des Rechenzentrums der Generaldirektion 

Informatik der Europäischen Kommission („GD DIGIT“), doch kommen auch andere Arten der 

Verarbeitung (z. B. Organisation, Strukturierung, Speicherung, Anpassung oder Veränderung, Abruf, 

Konsultation, Nutzung, Bereitstellung) vor. Der Zugriff auf personenbezogene Daten wird in erster 

Linie über personalisierte Benutzerkennung und Passwort geregelt; in begrenzten Fällen sind die 

Daten öffentlich zugänglich.20 

Wirksame und durchsetzbare Rechte und wirksame gerichtliche Rechtsbehelfe stehen betroffenen 

Personen nach den geltenden rechtlichen Anforderungen im Hoheitsgebiet jeder Behörde zur 

Verfügung, doch begründet diese Vereinbarung weder rechtsverbindliche Verpflichtungen noch 

verleiht sie rechtsverbindliche Rechte und ersetzt die geltenden rechtlichen Anforderungen in den 

einzelnen Hoheitsgebieten nicht. Die Behörden erklären, dass sie die Garantien nach Abschnitt III 
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dieser Vereinbarung innerhalb ihres jeweiligen Hoheitsgebiets in einer Weise umgesetzt haben, die 

mit den geltenden rechtlichen Anforderungen im Einklang steht. Die Behörden bieten Garantien zum 

Schutz personenbezogener Daten durch eine Kombination von Gesetzen und Verordnungen sowie 

ihrer internen Strategien und Verfahren. 

II. Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Vereinbarung bezeichnet der Ausdruck 

(a) „geltende rechtliche Bestimmungen“ den für alle Behörde geltenden einschlägigen 

Rechtsrahmen für den Schutz personenbezogener Daten; 

(b) „anwendbare sektorale Rechtsvorschriften“ den einschlägigen Rechtsrahmen für 

Medizinprodukte und In-vitro-Diagnostika; 

(c) „Verantwortlicher“ die natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder jede 

andere Stelle, die allein oder gemeinsam mit anderen über die Zwecke und Mittel der 

Verarbeitung personenbezogener Daten entscheidet; sind die Zwecke und Mittel dieser 

Verarbeitung durch das Unionsrecht oder das Recht der Mitgliedstaaten vorgegeben, so kann 

der Verantwortliche beziehungsweise können die bestimmten Kriterien seiner Benennung 

nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten vorgesehen werden; 

(d) „Weiterübermittlung“ die Übermittlung personenbezogener Daten durch eine empfangende 

Behörde an einen Dritten in einem anderen Land, bei dem es sich nicht um eine Behörde 

handelt, die Partei dieser Vereinbarung ist; 

(e) „personenbezogene Daten“ alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder 

identifizierbare natürliche Person (im Folgenden „betroffene Person“) beziehen; als 

identifizierbar wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere 

durch Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu 

Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen 

Merkmalen, die Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, 

wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen Person sind, 

identifiziert werden kann; 

(f) „Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten“ eine Verletzung der Sicherheit, die, 

ob unbeabsichtigt oder unrechtmäßig, zur Vernichtung, zum Verlust, zur Veränderung, oder 

zur unbefugten Offenlegung von beziehungsweise zum unbefugten Zugang zu 

personenbezogenen Daten führt, die übermittelt, gespeichert oder auf sonstige Weise 

verarbeitet wurden; 

(g) „Verarbeitung“ jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführten Vorgang 

oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das 

Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder 

Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch 

Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, der Abgleich oder die 

Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung; 

(h) „Auftragsverarbeiter“ eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder 

andere Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen verarbeitet; 

(i) „Rechte betroffener Personen“: 
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i. „Recht, nicht automatisierten Entscheidungen unterworfen zu werden, 

einschließlich Profiling“ das Recht einer betroffenen Person, nicht einer 

ausschließlich auf einer automatisierten Verarbeitung beruhenden Entscheidung 

unterworfen zu werden; 

ii. „Auskunftsrecht“ das Recht einer betroffenen Person, von einer Behörde eine 

Bestätigung darüber zu erhalten, ob sie betreffende personenbezogene Daten 

verarbeitet werden, und, wenn dies der Fall ist, über die personenbezogenen Daten 

Auskunft zu erhalten; 

iii. „Recht auf Löschung“ das Recht einer betroffenen Person auf Löschung ihrer 

personenbezogenen Daten durch eine Behörde, wenn die personenbezogenen Daten 

für die Zwecke, für die sie erhoben oder verarbeitet wurden, nicht mehr benötigt 

werden oder wenn die Daten unrechtmäßig erhoben oder verarbeitet wurden; 

iv. „Recht auf Information“ das Recht einer betroffenen Person, Informationen über die 

Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten in präziser, transparenter, 

verständlicher und leicht zugänglicher Form zu erhalten; 

v. „Widerspruchsrecht“ das Recht einer betroffenen Person, aus Gründen, die sich aus 

ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender 

personenbezogener Daten durch eine Behörde Widerspruch einzulegen, es sei denn, 

es bestehen zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung, die Vorrang vor 

den von der betroffenen Person geltend gemachten Gründen haben, oder für die 

Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen; 

vi. „Recht auf Berichtigung“ das Recht einer betroffenen Person auf unverzügliche 

Berichtigung oder Ergänzung unrichtiger personenbezogenen Daten der betroffenen 

Person durch eine Behörde; 

vii. „Recht auf Einschränkung der Verarbeitung“ das Recht einer betroffenen Person, 

die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der betroffenen Person 

einzuschränken, wenn die personenbezogenen Daten unrichtig sind, die Verarbeitung 

rechtswidrig ist, die Behörde die personenbezogenen Daten für die Zwecke, für die sie 

erhoben wurden, nicht mehr benötigt, oder wenn die personenbezogenen Daten nicht 

gelöscht werden können; 

(j) „Austausch personenbezogener Daten“ den Austausch personenbezogener Daten durch 

eine empfangende Behörde mit einem Dritten in dessen Land oder im Falle der Kommission 

den Austausch personenbezogener Daten mit einem Dritten in der EU/im EWR; 

(k) „Dritter“ eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, 

außer der betroffenen Person, dem Verantwortlichen, dem Auftragsverarbeiter und den 

Personen, die unter der unmittelbaren Verantwortung des Verantwortlichen oder des 

Auftragsverarbeiters befugt sind, die personenbezogenen Daten zu verarbeiten“. 

III. Garantien zum Schutz personenbezogener Daten 

1. Zweck der Verarbeitung: Personenbezogene Daten in Eudamed werden verarbeitet, damit alle 

Akteure des Sektors ihren Verpflichtungen gemäß den geltenden sektoralen Rechtsvorschriften 

nachkommen können. Personenbezogene Daten in Eudamed werden auch verarbeitet, um die 

Behörden in die Lage zu versetzen, im Einklang mit ihren Regulierungsaufträgen und ihren 

Zuständigkeiten tätig zu werden, um die Anwendung und Durchsetzung der Bestimmungen der 
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geltenden sektoralen Rechtsvorschriften zu gewährleisten. Insbesondere verarbeiten die 

Behörden personenbezogene Daten, um den Informationsaustausch über auf dem Markt 

befindliche Produkte und die betroffenen Wirtschaftsteilnehmer, bestimmte Aspekte der 

Konformitätsbewertung, benannte Stellen, Bescheinigungen, klinische Prüfungen, Vigilanz und 

Marktüberwachung zu ermöglichen. 

Personenbezogene Daten werden zwischen den Behörden nur für die genannten Zwecke 

übermittelt. 

Die übermittelnde Behörde beabsichtigt, personenbezogene Daten nur zu dem legitimen und 

spezifischen Zweck zu übermitteln, die empfangende Behörde bei der Erfüllung ihres 

Regulierungsauftrags und ihrer Zuständigkeiten zu unterstützen, wozu auch die Regulierung, 

Überwachung und Durchsetzung der Einhaltung der in ihrem Hoheitsgebiet geltenden sektoralen 

Rechtsvorschriften gehören. Die empfangende Behörde sollte die personenbezogenen Daten 

nicht in einer Weise weiterverarbeiten, die mit diesen Zwecken unvereinbar ist. 

2. Datenqualität und Verhältnismäßigkeit: Die übermittelnde Behörde beabsichtigt, nur 

personenbezogene Daten zu übermitteln, die angemessen und relevant sind und auf das für die 

Zwecke, zu denen sie übermittelt und weiterverarbeitet werden, notwendige Maß beschränkt sind. 

Die übermittelnde Behörde sollte sicherstellen, dass die von ihr übermittelten personenbezogenen 

Daten nach bestem Wissen richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sind. Stellt eine 

Behörde fest, dass personenbezogene Daten, die sie an eine andere Behörde übermittelt hat oder 

von einer anderen Behörde erhalten hat, unrichtig sind, sollte sie die andere Behörde unverzüglich 

über die unrichtigen Daten informieren. Sobald sich herausstellt, dass die Daten unrichtig sind, 

sollten die jeweiligen Behörden unter Berücksichtigung der Zwecke, zu denen die 

personenbezogenen Daten übermittelt und weiterverarbeitet wurden, alle zumutbaren Schritte 

unternehmen, um die personenbezogenen Daten gegebenenfalls zu ergänzen, zu löschen, zu 

sperren, zu berichtigen oder auf andere Weise zu korrigieren. 

3. Transparenz: Jede Behörde sollte betroffenen Personen Kontaktdaten für einen Streitfall oder 

die Geltendmachung eines Rechtsanspruchs mitteilen. Diese Mitteilung sollte durch die 

Veröffentlichung dieser Information durch die einzelnen Behörden auf ihrer Website zusammen 

mit dieser Vereinbarung erfolgen. Die übermittelnde Behörde sollte betroffenen Personen in 

einem entsprechenden Abschnitt von Eudamed eine Datenschutzerklärung zur Verfügung stellen. 

Die Behörden verpflichten sich, diese Vereinbarung betroffenen Personen auf Anfrage zur 

Verfügung zu stellen und auf der Website jeder Behörde öffentlich zugänglich zu machen. 

4. Sicherheit und Vertraulichkeit: Die Behörden sollten über geeignete technische und 

organisatorische Maßnahmen verfügen, um sicherzustellen, dass die Verarbeitung den 

Bestimmungen dieser Vereinbarung entspricht, und um personenbezogene Daten, die ihnen 

übermittelt werden, vor zufälligem oder unrechtmäßigem Zugriff, zufälliger oder unrechtmäßigen 

Vernichtung, vor Verlust, Veränderung oder unbefugter Weitergabe zu schützen. Diese 

Maßnahmen sollten geeignete administrative, technische und physische Sicherheitsmaßnahmen 

umfassen. 

Im Falle einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten sollte jede Behörde die andere 

Behörde unverzüglich, spätestens jedoch 24 Stunden, nachdem sie von der Verletzung Kenntnis 

erlangt hat, über einen geeigneten E-Mail-Kanal informieren. Beide Behörden sollten alle 

erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um mögliche nachteilige Auswirkungen der Verletzung des 

Schutzes personenbezogener Daten zu beheben und abzumildern, und die erforderliche und 
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rechtzeitige Zusammenarbeit untereinander gewährleisten, damit jede Behörde ihren 

Verpflichtungen im Zusammenhang mit einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten 

nachkommen kann. 

Im Falle einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten sollte die betroffene Person 

unverzüglich von der Verletzung in Kenntnis gesetzt werden. 

5. Garantien in Bezug auf Rechte betroffener Personen 

Die Behörden sollten auf personenbezogene Daten, die im Rahmen dieser Vereinbarung 

übermittelt werden, folgende Garantien anwenden: 

Die Behörden sollten über geeignete Maßnahmen verfügen, die sie auch einhalten sollten, damit 

eine Behörde 1) auf Ersuchen einer betroffenen Person alle personenbezogenen Daten, die sie der 

anderen Behörde gemäß dieser Vereinbarung übermittelt hat, ermitteln kann, 2) allgemeine 

Informationen – auch auf der Website der Behörde – über Garantien für Übermittlungen an die 

andere Behörde bereitstellt und 3) sicherstellen kann, dass die Rechte betroffener Person ausgeübt 

werden können. 

Jede Behörde sollte einer betroffenen Person, die der Auffassung ist, dass ihre personenbezogenen 

Daten unvollständig, unrichtig, veraltet oder in einer Weise verarbeitet werden, die nicht den 

geltenden rechtlichen Anforderungen oder den in dieser Vereinbarung festgelegten Garantien 

entspricht, gestatten, diese Behörde direkt um Berichtigung, Löschung, Einschränkung der 

Verarbeitung zu ersuchen oder gegebenenfalls Widerspruch gegen die Verarbeitung ihrer 

personenbezogenen Daten einzulegen. 

Jede Behörde sollte im Einklang mit den geltenden rechtlichen Anforderungen in angemessener 

und zeitnaher Weise, in jedem Fall jedoch innerhalb der Frist eines Monats, die höchstens um 

zwei weitere Monate verlängert werden kann, einem Antrag einer betroffenen Person auf 

Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung oder ihrem Widerspruch gegen die 

Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten stattgeben. 

6. Weiterübermittlung und Austausch personenbezogener Daten 

6.1 Weiterübermittlung personenbezogener Daten 

1) Die Weiterübermittlung personenbezogener Daten durch die empfangende Behörde an Dritte 

sollte nach dieser Vereinbarung untersagt sein. 

2) Ausnahmsweise und wenn dies für notwendig erachtet wird, sollte die empfangende Behörde 

personenbezogene Daten nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der übermittelnden 

Behörde an Dritte weiterübermitteln, sofern der Dritte angemessene Garantien bietet, die mit 

den Garantien dieser Vereinbarung, auch denen für betroffene Personen, vereinbar sind. 

3) Bevor sie um die ausdrückliche Genehmigung der übermittelnden Behörde ersucht, sollte die 

empfangende Behörde ausreichende Informationen über die Art der personenbezogenen 

Daten, die sie zu übermitteln beabsichtigt, sowie über die Gründe und Zwecke vorlegen, für 

die sie die Übermittlung für erforderlich hält. 

6.2 Austausch personenbezogener Daten 

1) Der Austausch personenbezogener Daten zwischen der empfangenden Behörde und Dritten 

sollte im Rahmen dieser Vereinbarung untersagt werden. 
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2) Ausnahmsweise und wenn dies für notwendig erachtet wird, sollte die empfangende Behörde 

die personenbezogenen Daten mit dem Dritten nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung 

der übermittelnden Behörde austauschen und wenn der Dritte angemessene Garantien bietet, 

die mit den Garantien dieser Vereinbarung, auch für betroffene Personen, vereinbar sind. 

3) Bevor sie um die ausdrückliche Genehmigung der übermittelnden Behörde ersucht, sollte die 

empfangende Behörde ausreichende Informationen über die Art der personenbezogenen 

Daten, die sie auszutauschen beabsichtigt, sowie über die Gründe und Zwecke vorlegen, für 

die sie den Austausch für erforderlich hält. 

7. Begrenzte Datenspeicherfrist: Die Behörden sollten personenbezogene Daten nicht länger 

speichern, als es für den Zweck, für den sie verarbeitet werden, erforderlich und angemessen ist. 

Diese Speicherfristen sollten mit den geltenden Gesetzen, Vorschriften und/oder Verordnungen 

über die Speicherung solcher Daten im Hoheitsgebiet der Behörden im Einklang stehen. Die 

Speicherung personenbezogener Daten in Eudamed darf 15 Jahre nicht überschreiten. 

8. Rechtsbehelf: Jede Behörde versichert, dass eine betroffene Person, nach deren Auffassung eine 

Behörde die in dieser Vereinbarung festgelegten Garantien nicht eingehalten hat oder ihre 

personenbezogenen Daten verletzt wurden, in ihrer Rechtsordnung Rechtsbehelfe gegen diese 

Behörde einlegen kann, soweit dies nach den geltenden Rechtsvorschriften zulässig ist. 

Im Falle einer Streitigkeit oder einer Klage einer betroffenen Person in Bezug auf die 

Verarbeitung personenbezogener Daten der betroffenen Person gegen die übermittelnde Behörde, 

die empfangende Behörde oder beide Behörden, sollten sich die Behörden gegenseitig über solche 

Streitigkeiten oder Klagen informieren und sich nach besten Kräften bemühen, die Streitigkeit 

oder die Klage zügig beizulegen. 

In Fällen, in denen eine betroffene Person Bedenken hat und eine übermittelnde Behörde der 

Ansicht ist, dass die empfangende Behörde nicht im Einklang mit den in dieser Vereinbarung 

festgelegten Garantien gehandelt hat, kann eine übermittelnde Behörde die Übermittlung 

personenbezogener Daten im Rahmen dieser Vereinbarung an die empfangende Behörde 

aussetzen oder beenden, bis die übermittelnde Behörde der Auffassung ist, dass die empfangende 

Behörde die Angelegenheit zufrieden stellend behandelt hat, und die betroffene Person davon in 

Kenntnis setzen. Zuvor sollte der Zugang der empfangenden Behörde zu den personenbezogenen 

Daten von der übermittelnden Behörde gesperrt werden. 

IV. Aufsicht 

1. Jede Behörde sollte ihre eigenen Strategien und Verfahren zur Umsetzung dieser Vereinbarung 

sowie deren Wirksamkeit regelmäßig überprüfen; auf begründeten Antrag einer Behörde sollte 

die andere Behörde ihre Strategien und Verfahren für die Verarbeitung personenbezogener Daten 

überprüfen, um sich zu vergewissern und zu bestätigen, dass die in dieser Vereinbarung 

vorgesehenen Garantien wirksam umgesetzt werden. Die Ergebnisse der Überprüfung sollten der 

Behörde mitgeteilt werden, die die Überprüfung beantragt hat. 

2. Ist die empfangende Behörde aus irgendeinem Grund – auch im Falle einer Änderung der 

Rechtsvorschriften – nicht in der Lage, die in dieser Vereinbarung vorgesehenen Garantien 

wirksam umzusetzen, sollte sie die übermittelnde Behörde unverzüglich davon in Kenntnis 

setzen; in diesem Fall sollte die übermittelnde Behörde die Übermittlung personenbezogener 

Daten im Rahmen dieser Vereinbarung an die empfangende Behörde vorübergehend aussetzen, 

bis die empfangende Behörde der übermittelnden Behörde mitteilt, dass sie erneut in der Lage ist, 

im Einklang mit den Garantien zu handeln. 
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3. Die empfangende Behörde sollte auf Anfrage mit dem EDSB zusammenarbeiten. 

4. Ist die übermittelnde Behörde der Auffassung, dass die empfangende Behörde die in dieser 

Vereinbarung festgelegten Garantien nicht eingehalten hat, sollte die übermittelnde Behörde die 

Übermittlung personenbezogener Daten an die empfangende Behörde im Rahmen dieser 

Vereinbarung so lange aussetzen, bis die empfangende Behörde die Angelegenheit zufrieden 

stellend behandelt hat. Setzt die übermittelnde Behörde die Übermittlung personenbezogener 

Daten an eine empfangende Behörde gemäß diesem Absatz IV (4) oder gemäß Absatz IV (2) aus 

oder nimmt sie die Übermittlungen nach einer solchen Aussetzung wieder auf, sollte sie den 

EDSB unverzüglich davon in Kenntnis setzen. 

V. Überarbeitung und Auslaufen 

1. Die Behörden können einander konsultieren und die Bestimmungen dieser Vereinbarung im 

gegenseitigen Einvernehmen überarbeiten. 

2. Eine Behörde kann ihre Beteiligung an dieser Vereinbarung gegenüber der anderen Behörde 

jederzeit einstellen. Sie sollte versuchen, die andere Behörde 30 Tage zuvor schriftlich von ihrer 

Absicht in Kenntnis zu setzen. Alle personenbezogenen Daten, die bereits im Rahmen dieser 

Vereinbarung übermittelt wurden, sollten weiterhin im Einklang mit den in dieser Vereinbarung 

vorgesehenen Garantien behandelt werden. 

3. Für die Europäische Kommission sollte der EDSB und für die TITCK der türkische 

Datenschutzausschuss über alle vorgeschlagenen wesentlichen Änderungen dieser Vereinbarung 

oder deren Auslaufen unterrichtet werden. 

Datum: 

 


